
13. Blatt Beiblatt zur Parlamentskorrespondenz 25. Mai 1955 

Anfrag.eb eantwQ rtung 

Auf .die Anftage der Abg. Dr. P f e i f e r und G.enossen, be­

treff Emd die Versetzung Nachkriegsverurteil ter in den Ruhestand nach 

den Bestimmungen des Beamten-Überleitungsgesetzes teilt Bundeskanzler 

Ing. Raa b aachstehe~des mit' I 

In dem Rundschreiben des Bundeskanzleramtes vom 15.5.1951. 
Zl. 38.526-3/1950, wurde u.a. der ReohtsauffassungAusdruok verliehen, 

daß duroh die Reohtsfolge des § 26 Strafgesetz zwar die Anwartsohaft auf 

Behandlung nach dem Beamten-Übt.Orlei tungegesetz nicht verloren gehe, 

Voraussetzung für eine Verfügung nat'lh § 8 .Abs. 2 B .-ÜG. (Vers etzung in 

den österreichischen Ruhestand) bezw. § 10 Abs. 2 B.-ÜG. (tlbernahme in 

den österreichisohen Ruhestand) jedooh das Aufhören der Unfähigkeit zur 

Erlangung eines Amtes oder eiher Pension (im folgenden '~iedererlangung 

derÄmterfähigkeit" genannt) sei. Die Anfrage bekämpft diese Auffassung 

und behauptet, die Wiedererlangung der Ämterfähigkeit bilde keine Voraus­

setzung für eine Verfügung naoh § 8 Aba. 2 B.-ÜG. Der Anspruoh auf ·Ruhe­

gellußnaoh § ß Abs. 2 B.-ÜG. leite sioh von einem früheren 8aterr"eichischen 

Dienstverhältnis her, das berei ts vor Eintri tt der Rech1fsfolgen des 

§ 26 stG. durch ein staatsrechtliches Ereign~a sein vorzeitiges Ende ge";' 

funden habe; aus der Tatsache, daß der ehemalige österreichiache Beamte 

anläßlioh einer Verfügung naoh § 8 Abs. 2 B.-ÜG' t also anläßlioh seiner 

Versetzung in den Ruhestand , kein tI Amt" neu oder wi edererlangt, k<5nne 

gesohlossen werden, die Wiedererlangung der Ämterflhigkeit bilde keine 

Voraussetzung für eine solche Verfügung. 

Die Anfrage geht offenbar von der Annahme aus, der Empfänger eines 

Ruhegenusses sei kein Beamter. Diese Annahme entsprioht aber nioht der 

Konstruktion des Bundesdienstreohtes. Ihr zufolge ist der Ruhegenußempfiinger 

Beamter, d.h •• Bffentlioh-rechtlicher Bediensteter. Duroh die Ruhestands-
-" 

versetzung scheidet er bloB aus ~m Dienstet.and aus unä. wird vom Beamten 

des Dienststandes zum Beamten des Ruhestandes, eis sei beispielsweise darauf 

,,~rwiesent daß in der Dienstpragmatik die Versetzung in den Ruhestand als 

-Veränderung im Dienstverhältnis" und nioht als".Auflösung des Dienstver­

li'l tnisees" bezeichnet wird. (In diesem Sinne die Judikatur des Verwal .. 

tungsgeriohtshofes Und § 46 Gehaltsüberleitungsgesetz.) Ist der Ruhege­

nußempfänger Beamter, dann verliert er mit der Fähigkeit_, Beamter ZU 

sein, d.h., mit der Ämterfähigkeit, diese seine Stellung. Dabei ist es 
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an sioh reohtlioh ohne Bedeutung, ob sioh der ilnspruoh auf Ruhegemß naoh 

§ 8 Äbs. 2 B,,-IG. von dem früheren c;sterreiohisohen Dienstverhält'nis her-. . , 
leitet oder nioht; weil der Bedienstete duroh die Verfügung naoh § 8 uno. zwar ' 
Ahs. 2 B.-ÜG. jedenfalls Be~mter,Aes Ruhestandes wird e 

Gemäß § 26 +it. d "trafgesetz ist mit jeder Verurteilung wegen fines 

Verbreohens kraft Gesetzes der Verlust jeden öffentliohen Amtes oder 

Dienstes und die Unfähigkeit,einen solohen neu ~der wiederzuerlangen, mit 

anderen Worten, der Verlust der Ämterfähigkei t, verbunden. Bildet, wie 

oben dargestellt, der :Besi ~z der Ämterfähigkeiteine der Voraussetzungen, 

um Ruhestandsbeamter sein zu können, dann wird mit dem Verlust der Ämter .. 

fähigkeit auoh die Fähigkeit, Ruhestandsbeamter zu sein, verloren. Daraus 

ergibt sioh aber auoh, daß, solange die Ämterfähigkeit nieht wieder er­

langt wurde, die Stellung als Ruhestandsbeamter nioht wieder oder neu er­

langt werden kann. Die Mögliohkeit, einen außerordentlichen Versorgungs­

genuß zu gewähren, ist allerdings von der Ämterfähigkeit und damit von der 

Fähigkeit,Ruhestandsbeamter zu sein, unabhängig. Ein außerordentlioher 

Versorgungsgenuß kann daher auoh einem ehemaligen Beamten, bei dem die 

ReohtafQlgen einer Verurteilung wegen eines Verbreohens nooh wirk$am sind, 

gewährt werden. 

Für die Reohts8uffassung, daß ein wegen eines Verbreohens Verur­

teilter ehemaltger Beamter sola~ge gemäß § 8 Abs. 2 B.-UG. nioht·in den 

Ruhestand versetzt wer~en ka~, als die Reohtsfolgen der Verurteilung noch 

andauern, spriohtauoh die Bestimmu~ des § 26 lit. b StrafgesetZe Dieser 

Bestimmungzufolge ist mit jeder Verurteilung wegen eines Verbreohensder 

Verlust aller öffentliohen Titel •••• und die Entziehung des Reohtes, solohe 

ohne BeWilligung der Staatsregierung (nunmehr Bewilligung des Bundespräsi­

deDten.-Art. 65 Aba. 2 Bundes-Verfassungsgesetz, demzufolge dem Bundes-

präsidenten die Naohsioht von Reohtsfolgen im Gnadenwege für Einzelfälle 

zus teht) neu oder Wieder zu erlangen, verbunden .. Die in der A-nfrage ver­

tretene Reohtsauffassung würde dazu führen, daß der naoh § 8 Abs. 2 B.-ÜG. 

Behandelte trotz des Verlustes seines öffentliohen Titels Beamter des 

Ruhestandes würde und damit Ruhestandsbeamter ohne Titel wäre. diese 

Konstruktion ist aber nioht m~glioh, da dem Ruhestandsbeamten gemäß § 40 

der Dienstpragmatik ein gesttzlioher Anspruoh aui' den Amtstitel zukommt • 

.Aus dem von der Anfrage zitierten Erkenntnis des Verwaltungsge­

riohtshoils vom 7. Juli 1953, SLg. 3060 (A), kann fU,r die Behau-ptung, die 

Ämterfähigkeit bilde für die Behandlung naoh § e Abe. 2 B.-ÜG. keine 
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Voraussetzung, niohtagewo.nnen werdene Die in ihm zum Ausdruok gebraohte 

Meinung, daß duroh die Reohtsfolge des § 26 lit. g Strafgesetz die An-

'wartsohaft auf Pensions~ und Versorgungsgenüsse nioht verniohtet werde, 

deokt sioh mit der im Rundsohreiben d~s Bunde~kanzleramtesvom 15. Mai 

1951, Zl. 38.526-3 ex ~~fO, festgehaltenen Rechtssuffassung. Aus dem Satz 

des Verwaltungsgeriohtsforkenntnia , 

uDa aber der Ruhegenußanspruoh des naoh § Ei Abs. 2 B.-ÜG. in den 

Ruhestand übernommenen Bedienste,ten das am 13 ~ .März 19'38 bestsl'ldene 

österreiohisohe Dienstverhältnis 'und nioht das öffentlich-reoht­

liebe Dienstverhältnis, das den 27. April 1945 überdauert hat, z1.1r 

Grundlage hat, muß die Ansohauung als riohtig,befunden werden, daß 

eine tlbernahme des Bediensteten in den Ruhestand nach § 8 Abs~ 2 

:B.-UG. auch dann erfolgen kann, wenn der öffentliohe Bedienstete 

in der Zei t, da sein~ Behandlung naoh dem :B.,-ÜG. noch ausstand, eine 

mit Rechtsfolgen naoh § 26 StG. verbundene Verurteilung erlitten 

hat" 

kann nioht gesohlossen werden, daß der Verwaltungsgerichtsho;f' der Meinung 

zuneigt t die Behandlung naoh § 8 Abs. 2 B.-UG. Se i auoh bei andauernder 

Ämterunfähigkeit zulässig. Wenn in diesem Erkenntnis auf die Notwendigkeit 

einer Wiederer1angung der Ämterfähigkeit nioht ausdrücklioh hing~wiesen wird, 

beruht dies vielmehr nur .darauf, daß im behandelten Fall dieser Umstand, 

nicht Gegepstand des Streites war. 

Gestützt auf die ~bigen Ausführungen beantworte ich die von den 

Abgeord.neten Dr.l?:f'eifer, Stendebaoh und Genossen an mioh geriohtete An­

frage, daß die in dem Rundsohreiben des Bundeskanzleramtes vom 15. Mai 1951, 

Zl. 38.526-3/l950,zum Ausdruok gebrachte Rechtsauffaesung, eine Verf'ügung 

naoh § 8 Aba. 2 Beamten-Uberleitungsgesetz sei nur dann zulässig, wenn 

Rechtsfolgennaoh § 26 Strafgesetz nioht mehr andauern, duroh das in der 

Anfrage zitierte Erkenntnis des Verwaltungsgeriohtshofee nicht widerlegt 

ist und das Bundeskanzleramt daher nioht beabsiohtigt, dieses Rundsohreiben 

in dem von der Anfrage angestreb1;en Sinn abZUändern, 

...,~-~ .. c-Ct-.·" 
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